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Bonn, den 8. Mai 1958 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Abkürzung 
handelsrechtlicher und steuerrechtlicher 
Aufbewahrungsfristen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
sehen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend sind die Bundesminister der Justiz und der 
Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 192. Sitzung am 2. Mai 1958 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudeerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Hcqer 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Teleion 3551 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Abkürzung handelsrechtlicher und steuerrechtlicher 
Aufbewahrungsfristen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

§ 44 des Handelsgesetzbuchs erhält folgende 
Fassung: 

n§ 44 

Die Kaufleute sind verpflichtet, ihre Handels- 
bücher sowie Inventare und Bilanzen zehn Jahre, 
empfangene Handelsbriefe und Abschriften der ab- 
gesandten Handelsbriefe fünf Jahre aufzubewahren. 

Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem Schluß 
des Kalenderjahres, in dem die letzte Eintragung 
in das Handelsbuch gemacht, das Inventar aufge- 
stellt, die Bilanz festgestellt oder der Handelsbrief 
empfangen oder abgesandt ist." 

§ 2 

§ 162 Abs. 8 der Reichsabgabenordnung erhält 
folgende Fassung: 

„(8) Die Bücher, Aufzeichnungen und, soweit sie 
für die Besteuerung von Bedeutung sind, auch die 
Geschäftspapiere und sonstige Unterlagen sind auf- 
zubewahren, und zwar 

1. Bücher, Inventare und Bilanzen zehn 
Jahre, 

2. Geschäftspapiere, Aufzeichnungen im Sinne 
des Absatzes 1 und die sonstigen Unter- 
lagen bis zu dem Zeitpunkt, in dem die 
steuerliche Überprüfung abgeschlossen ist 
und deren Ergebnisse ausgewertet sind, 
mindestens fünf Jahre, längstens zehn 
Jahre, sofern nicht in anderen Steuer- 
gesetzen kürzere Aufbewahrungsfristen 
bestimmt sind. 

Die steuerliche Überprüfung ist abgeschlossen, 
wenn der Zeitraum oder der Vorgang, auf den sich 
die Unterlagen beziehen, für sämtliche in Betracht 
kommenden Steuern Gegenstand einer Betriebs- 


; Prüfung gewesen ist; bei Konzernprüfungen müssen 
' außerdem sämtliche zum Konzern gehörigen Be- 
triebe geprüft sein. Eine Konzernprüfung ist eine 
durch einheitlichen Auftrag angeordnete Betriebs- 
prüfung eines Konzerns im Sinne des § 15 des 
Aktiengesetzes. Die Auswertung der Betriebsprü- 
fungsergebnisse ist in dem Zeitpunkt abgeschlossen, 
in dem die auf Grund der Betriebsprüfung festge- 
setzten Steuern rechtskräftig geworden sind oder 
in dem das Finanzamt dem Steuerpflichtigen mit- 
j geteilt hat, daß eine Steuerfestsetzung unterbleibt. 
Das Finanzamt ist berechtigt, die Aufbewahrungs- 
frist für die unter Ziffer 2 genannten Unterlagen 
i im Einzelfall vor Abschluß der steuerlichen Über- 
, Prüfung auf fünf Jahre zu verkürzen, wenn diese 
Unterlagen für die Durchführung des Besteuerungs- 
! Verfahrens nicht mehr benötigt werden. Die Auf- 
bewahrungsfrist beginnt mit dem Schluß des Kalen- 
derjahres, in dem die letzte Eintragung in die 
Bücher und Aufzeichnungen gemacht worden ist 
j oder die Geschäftspapiere oder die sonstigen Unter- 
lagen entstanden sind." 

§ 3 

In § 1 Abs. 8 der Verordnung über die Führung 
eines Wareneingangsbuchs vom 20. Juni 1935 
(Reichsgesetzbl, I S. 752) sind die Worte „und die 
, dazugehörigen Belege müssen" zu streichen und 
I durch das Wort „muß" zu ersetzen. 

§ 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 

§ 5 

§§ 2 und 3 dieses Gesetzes gelten nicht im Saar- 
land. 

§ 6 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


Von den Verbänden der Wirtschaft wird seit län- 
gerer Zeit eine Abkürzung der handelsrechtlichen 
und steuerrechtlichen Aufbewahrungsfristen gefor- 
dert, weil es für die Wirtschaft durch das Anwach- 
sen des aufbewahrungspflichtigen Schriftgutes, ins- 
besondere des Schriftwechsels im Geschäftsverkehr, 
schwierig geworden ist, die erforderlichen Aufbe- 
wahrungsräume bereitzustellen. Der Wirtschaft 
entstehen durch die Aufbewahrung laufend auch 
erhebliche Kosten. Andererseits besteht an der 
Aufbewahrung der Geschäftsbücher und Unterlagen 
ein öffentliches Interesse, handelsrechtlich zum 
Schutze der mit dem Kaufmann in Rechtsbeziehun- 
gen tretenden Personen, steuerrechtlich, um der 
Finanzverwaltung eine Nachprüfung der Richtigkeit 
der Steuererklärungen zu ermöglichen. Der Gesetz- 
entwurf bezweckt, die in Frage stehenden Inter- 
essen in einer den heutigen Verhältnissen ange- 
messenen Weise durch eine Neuregelung der han- 
delsrechtlichen und steuerrechtlichen Aufbewah- 
rungsfristen auszugleichen. 

Im einzelnen ist zu dem Entwurf zu bemerken; 

Zu § 1 

Handelsrechtlich besteht ein erhebliches Interesse 
daran, daß die Handelsbücher, Inventare und 
Bilanzen von Kaufleuten längere Zeit aufbewahrt 
werden. Die Aufbewahrung dieser Unterlagen ver- 
ursacht wegen ihres verhältnismäßig geringen 
Umfangs auch keine besonderen Schwierigkeiten 
oder Kosten. Die Neufassung des § 44 HGB sieht 
deshalb vor, daß diese Unterlagen wie bisher 
10 Jahre aufzubewahren sind. 

Das öffentliche Interesse an der Aufbewahrung der 
kaufmännischen Geschäftskorrespondenz ist da- 
gegen geringer, weil diese Unterlagen in der Regel 
schon nach verhältnismäßig kurzer Zeit überholt 
sind. Der Entwurf sieht deshalb vor, daß empfan- 
gene Handelsbriefe und die Abschriften abgesand- 
ter Handelsbriefe statt wie bisher 10 Jahre künftig 
nur noch 5 Jahre aufzubewahren sind. Zur Verein- 
heitlichung mit der steuerrechtlichen Regelung soll 
nach dem Entwurf die Aufbewahrungsfrist nicht wie 
bisher mit dem maßgebenden Ereignis selbst (letzte 
Eintragung, Empfang oder Absendung usw.), son- 
dern mit dem Schluß des Kalenderjahres beginnen, 
in dem das Ereignis eingetreten ist. 

Zu § 2 

Auch steuerrechtlich sollen Bücher, Inventare und 
Bilanzen wegen ihrer Bedeutung wie bisher 
10 Jahre aufbewahrt werden. Für die anderen 
steuerrechtlich aufbewahrungspflichtigen Aufzeich- 
nungen, Geschäftspapiere und Unterlagen soll nach 
der Neufassung des § 162 Abs. 8 AO grundsätzlich 


ebenfalls die neue handelsrechtliche Aufbewah- 
rungsfrist von 5 Jahren maßgebend sein. Für die 
Fälle, in denen Steuergesetze eine kürzere als die 
in § 162 Abs. 8 AO vorgesehene Aufbewahrungs- 
frist enthalten, wird klargestellt, daß es bei der 
kürzeren Aufbewahrungsfrist verbleibt. Die Rege- 
lung in den einzelnen Steuergesetzen geht der all- 
gemeinen Bestimmung in der Abgabenordnung 
nach dem Grundsatz „lex specialis derogat legi 
generali“ vor. 

Da die Finanzverwaltung jedoch nicht immer in der 
' Lage ist, die aufbewahrten Unterlagen innerhalb 
der Fünfjahresfrist zu überprüfen, würde der Zweck 
der Aufbewahrungspflicht nicht erreicht, wenn die 
Unterlagen nach Ablauf der 5 Jahre auch dann ver- 
nichtet werden könnten, wenn eine steuerliche 
Überprüfung nicht stattgefunden hat. Der Entwurf 
sieht deshalb vor, daß die Unterlagen über 5 
Jahre hinaus so lange aufbewahrt worden müssen, 
bis die steuerliche Überprüfung abgeschlossen ist 
und deren Ergebnisse ausgewertet sind. Länger als 
10 Jahre brauchen jedoch auch diese Unterlagen 
nicht aufbewahrt zu werden. Um den besonderen 
Verhältnissen bei Konzernprüfungen Rechnung zu 
tragen, ist vorgesehen, daß in solchen Fällen die 
zur Vernichtung der Unterlagen berechtigende 
steuerliche Überprüfung erst als abgeschlossen gilt, 
wenn sämtliche zum Konzern gehörigen Betriebe 
überprüft sind. Zum Zwecke der Rechtsvereinheit- 
lichung erschien es zweckmäßig, auf die Definition 
des Konzernbegriffs in § 15 des Aktiengesetzes 
hinzuweisen. 

Um der Wirtschaft die Möglichkeit zu geben, 
nach 5 Jahren auch schon vor Abschluß der steuer- 
lichen Überprüfung solche Unterlagen zu vernich- 
I ten, die vom Finanzamt nicht mehr benötigt wer- 
: den, ist vorgesehen, daß das Finanzamt berechtigt 
ist, die Aufbewahrungsfrist für diese Unterlagen 
ohne Rücksicht auf den Abschluß der steuerlichen 
I Überprüfung auf 5 Jahre zu verkürzen. Dies kann 
z. B. in Frage kommen, wenn ein Rechtsstreit ledig- 
lich über Rechtsfragen geführt wird, ein Rechtsstreit 
auf eine bestimmte Steuerart beschränkt ist oder 
wenn feststeht, daß bei einer Konzernprüfung be- 
stimmte Unterlagen der Mutter- oder der Tochter- 
gesellschaften nicht mehr benötigt werden. 

Zu § 3 

, Das Wareneingangsbuch ist den Handelsbüchern 
gleichzustellen, so daß an der 10jährigen Aufbe- 
wahrungsfrist festzuhalten war. Die Änderung des 
§ 162 Abs. 8 AO bedingte daher lediglich eine Ab- 
I kürzung der Aufbewahrungsfrist für die zum 
I Wareneingangsbuch gehörigen Belege. Dies wird 
dadurch erreicht, daß in § 1 Abs. 8 der Verordnung 
über die Führung des Wareneingangsbuchs die 
Worte „und die dazu gehörigen Belege müssen" 
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gestrichen und durch das Wort „muß" ersetzt wer- 
den. Für die Belege gilt daher künftig § 162 
Abs. 8 AO. 

Eine Änderung des § 1 Abs. 8 der Verordnung über 
die Buchung des Warenausgangs wurde nicht für 
erforderlich gehalten, da nach dieser Bestimmung 
lediglich die Buchungen 10 Jahre aufzubewahren 
sind. Die Aufbewahrung der „Buchungen" bereitet 
keine Schwierigkeiten; es erschien daher vertret- 


bar, an § 1 Abs. 8 der Verordnung über die 

Buchung des Warenausgangs festzuhalten. 

Zu § 5 

Der Geltungsbereich der §§ 2 und 3 des Gesetzes 
konnte auf das Saarland nicht ausgedehnt werden. 
Es wird dem Saarland jedoch Vorbehalten sein, eine 
entsprechende Neuregelung durch Landesgesetz 
einzuführen. 
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